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Öffentliche Anhörung zu den Anträgen der Fraktionen zur Bekämpfung von Steuerhinterziehung 
 

 

Sehr geehrter Herr Oswald, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

 

die Einladung zur Anhörung zu den vorgenannten Anträgen nehmen wir gern wahr und übermitteln 

Ihnen vorab unsere Stellungnahme. Wir hoffen, dass unsere Erwägungen und Anregungen 

berücksichtigt werden. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 
Reiner Holznagel  

Bundesgeschäftsführer 
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Stellungnahme zu den Anträgen der Fraktionen – Bekämpfung der Steuerhinterziehung;  
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Allgemeines 

Angesichts der aktuellen Steuerhinterziehungsfälle unterstreicht der Bund der Steuerzahler 

(BdSt), dass die mit krimineller Energie betriebene Steuerhinterziehung verfolgt werden muss. 

Steuerhinterzieher schaden der Allgemeinheit. Letztlich müssen die ehrlichen Steuerzahler für 

diese Steuerausfälle aufkommen; sie müssen die Steuern zusätzlich zahlen, die die Steuerhin-

terzieher dem Staat vorenthalten. Steuerhinterziehung ist daher kein Kavaliersdelikt und muss 

mit den Mitteln des Rechtsstaates bekämpft werden. 

 

Dennoch dürfen einzelne Vorfälle nicht zum Anlass genommen werden, sämtliche Steuerzahler 

unter den Generalverdacht der Steuerhinterziehung zu stellen. Insoweit verfolgt der Bund der 

Steuerzahler mit Sorge einige Vorschläge, die die Zunahme von steuerlichen Überwachungs-, 

Mitwirkungs- und Haftungsvorschriften zur Folge haben. Außer Frage steht dennoch die Tatsa-

che, dass konsequente Maßnahmen erforderlich sind, um einen effektiven und gleichmäßigen 

Steuervollzug zu gewährleisten. 

 

Die beste Möglichkeit zur Verhinderung von Steuerstraftaten sieht der BdSt immer noch in der 

Vereinfachung des Steuerrechts. Ein einfaches und gerechtes Steuersystem mit niedrigen Be-

lastungswirkungen ist am besten geeignet, die Steuermoral der Bürgerinnen und Bürger zu 

stärken und damit letztlich einen gleichmäßigen Steuervollzug zu gewährleisten. Der BdSt un-

terstützt daher Bemühungen, bereits bestehende, bewährte  Möglichkeiten zur Bekämpfung von 

Steuerhinterziehung zu nutzen, statt neue Instrumente einzuführen, deren Wirkung und Reich-

weite nur unzureichend abgeschätzt werden kann.  
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Die Vorschläge im Einzelnen: 
 
Zentralisierung der Steuerverwaltung 
Viele Bundestagsfraktionen schlagen für eine schnelle und effiziente Bekämpfung von Steu-

erhinterziehung die Einführung einer zentralen Steuerverwaltung vor.  

 

Der BdSt lehnt die Initiative zur Einführung einer Bundessteuerverwaltung als auch andere 

Vorschläge, Teile der Steuerverwaltung zu zentralisieren, ab. Natürlich muss der Staat den 

verfassungsrechtlichen Anforderungen an eine gerechte Steuererhebung nicht nur durch 

effektive Gesetze, sondern auch durch einen einheitlichen Steuervollzug entsprechen, dies 

kann aus Sicht des BdSt auch durch die Finanzverwaltungen der Länder gewährleistet wer-

den. Die tatsächlichen Anforderungen, die gerade ein Massenverfahren stellt, können kaum 

durch eine große Bundessteuerverwaltung erbracht werden. Zu befürchten ist vielmehr, dass 

durch eine Zentralverwaltung zusätzliche Bürokratie entsteht, die die zu erwartenden Syner-

gieeffekte eines solchen Zentralorganes kaum auffangen wird.  

 

Zudem steht eine Bundessteuerverwaltung dem förderalen System der Bundesrepublik ent-

gegen. Stattdessen sollten die Bemühungen der Länder verstärkt werden, zum Beispiel eine 

einheitliche EDV mit einheitlichen Standards und Statistiken aufzubauen und so eine leichte-

re Kooperation der Länder untereinander zu ermöglichen. Die Herausforderung an eine effi-

ziente Steuerverwaltung kann daher nach Auffassung des BdSt auch von den Länderfinanz-

verwaltungen erbracht werden.  
 

 

Mitwirkungspflichten 
Im Nachgang zum Referentenentwurf für ein Gesetz zur Bekämpfung schädlicher Steuer-

praktiken und Steuerhinterziehung (Steuerhinterziehungsbekämpfungsgesetz) wird weiterhin 

daran festgehalten, den Steuerzahlern zusätzliche Mitwirkungs-, Nachweis- und Meldepflich-

ten aufzuerlegen.  

 

Der BdSt lehnt diese Vorschläge ab. Ob und inwieweit ein anderer Staat Amts- und Rechts-

hilfe in Steuersachen leistet oder das OECD-Musterabkommen unterzeichnet, kann der ein-

zelne Steuerzahler nicht beeinflussen. Hier ist vielmehr die Politik gefordert, über die Pflege 

bilateraler Beziehungen zu einer gleichmäßigen Steuererhebung auch bei Steuersachverhal-

ten mit Auslandsbezug zu gelangen. Bemühungen der USA haben bereits gezeigt, dass bis-

lang unkooperative Länder durchaus bereit sind, Auskunftsersuchen nachzukommen. Auch 

haben die politischen Bemühungen Deutschlands und Frankreichs bereits Wirkung gezeigt. 

 
Bund der Steuerzahler Deutschland e.V. 
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Bund der Steuerzahler Deutschland e.V. 

 

Einige Staaten, wie Liechtenstein oder Vaduz, haben bereits ihr Steuergeheimnis gelockert 

und Bereitschaft zur besseren Zusammenarbeit gezeigt. Insoweit könnte eine Ausweitung 

und Überarbeitung der EU-Zinsrichtlinie erfolgversprechend sein. 

 
 
Kapitalverkehrsfreiheit 
Vereinzelt wird vorgetragen, bestimmte Kapitalbewegungen in das Ausland einer besonde-

ren Meldepflicht oder einem Quellensteuerabzug zu unterwerfen. 

 

Der Bund der Steuerzahler lehnt diese Vorschläge aus ordnungspolitischen Gründen ab. 

Nach dem Prinzip der Leistungsfähigkeit können grundsätzlich nur Vermögenszuwächse der 

Besteuerung zugeführt werden. Eine Besteuerung der bloßen Kapitalbewegung ist daher aus 

diesem System heraus nicht denkbar und führte zu einer Vorauszahlung auf mutmaßliche 

Gewinne. Jedoch ist ungewiss, ob die Vermögensverlagerung später auch zu Gewinnein-

künften führen wird.   

 

Der BdSt verweist in diesem Zusammenhang auch auf Artikel 56 EG-Vertrag. Danach sind 

alle Beschränkungen des Kapitalverkehrs zwischen den Mitgliedstaaten sowie zwischen den 

Mitgliedstaaten und dritten Ländern verboten. Die Kapitalverkehrsfreiheit umfasst die Über-

tragung von Geld- und Sachleistungen - insbesondere zu Anlage- und Investitionszwecken.  
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